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Zur Veröffentlichung bestimmt 

Vortrag an den Ministerrat 

Gesetzesbeschluss des Burgenländischen Landtages vom 19. September 
2024 betreffend ein Gesetz, mit dem das Burgenländische Landwirtschafts-
kammergesetz geändert wird 

Der Landeshauptmann von Burgenland hat den im Betreff genannten Gesetzesbeschluss 
mit dem Ersuchen um die Zustimmung der Bundesregierung zu der vorgesehenen 
Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung dieses Gesetzes gemäß Art. 97 Abs. 2 
B-VG übermittelt. Die für die Verweigerung der Zustimmung offenstehende Frist endet am 
19. November 2024. 

In § 10 Abs. 7 des Gesetzes in der Fassung der Z 4 des Gesetzesbeschlusses ist vorgesehen, 
dass die mit der Vollziehung der gesetzlichen Kranken-, Pensions- und Unfallversicherung 
betrauten Träger der Sozialversicherung und die Finanzämter auf Verlangen der Land-
wirtschaftskammer die für die Erfassung von deren Mitgliedern und für die Vorschreibung 
der Kammerbeiträge und Kammerumlagen erforderlichen Unterlagen (Namen und An-
schrift der Kammerumlage- und Kammerbeitragspflichtigen, Einheitswerte, steuerpflichtige 
Jahreseinkommen) zu übermitteln und Auskünfte darüber zu erteilen haben. 

Das Bundeskanzleramt hat mit dem Gesetzesbeschluss die Bundesministerien für Finanzen 
sowie für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz befasst. Bedenken gegen 
die vorgesehene Mitwirkung wurden nicht geltend gemacht. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle beschließen: 
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Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt, an den Landeshauptmann von Burgenland 
folgendes Schreiben zu richten: 

"An den 
Herrn Landeshauptmann 
von Burgenland 

Europaplatz 1 
7000 Eisenstadt 
von Wien 

Dr. Gerhard Kunnert 
Sachbearbeiter 
gerhard.kunnert@bka.gv.at 
+43 1 531 15-203922 

Ihr Zeichen: 2024-000.683-34/20 
23. September 2024 

Die Bundesregierung hat am 11. November 2024 im Zirkulationsweg beschlossen, gemäß 
Art. 97 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu der im Gesetzesbeschluss vorgesehenen Mitwirkung 
von Bundesorganen zu erteilen. " 

11. November 2024 
 

Mag.a Karoline Edtstadler 
Bundesministerin für EU und Verfassung 

 


